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Die Revision der Beklagten gegen das

Urteil des Landessozialgerichts Nord—
rhein—Westfalen

vom 44° März 1967 wird

als unzulässig verworfen°

Die Beklagte hat den Klägern auch die

außergerichtliche■ Kosten des Revisions—

verfahrens zu erstatten°

G r ü n d e

Der Ehemann der Klägerin zu 1) und Vater der Kläger zu
2) und }) stürzte am 220 Mai 1965 vom Dach einer zum
Betrieb seines Arbeitgebers gehörenden Halle aus einer

Höhe von 5‚50 m ab° Er erlitt dabei eine Kopfprellung

mit Hirnschaden I, eine Kontusion der Brust— und Lenden—

wirbelsäule mit Querfortsatzfraktur L 1 sowie eine Kon—

tusion des linken Kniegelenkso Wegen dieser Verletzungen

,
wurde—er ins Krankenhaus eingeliefert und starb dort am

27° Mai 1965° '

Mit Bescheid vom 270 November 4965 lehnte die Beklagte ei—

ne Entschädigung der Kläger aus der gesetzlichen Unfallver-

sicherung ab„ Sie begründete ihre Ablehnung damit‚ daß der

Tod des Ehemannes der Klägerin zu 1) durch ein am 24° Mai
1965 akut aufgetretenes alkoholisches Delirium und damit

nicht durch den Arbeitsunfall vom 220 Mai 1965 verursacht
worden sei° Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozial—

gericht Aachen durch Urteil vom 2° August 4965 abgewie—

sen° Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen
hat auf die Berufung der Kläger nach Einholung von Sach-

verständigengutachten der Fachärzte für Neuro—Chirurgie

Prof„ Dr° T11:xz;und Prof„ Dr° HC WT: vom 20„ Januar 1967

sowie des Nervenfacharztes Dr° Ht::zyvom 140 März 1967
den ursächlichen Zusammenhang zwischen

dem Arbeitsunfall
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und dem alkoholischen Delir sowie zwischen diesem und dem am

270 Mai 4963 eingetretenen Tod des Ehemannes der Kläge—

rin zu 4) bejahta Das LSG hat das erstinstanzliche Urteil

abgeändert und die Beklagte unter Aufhebung des ablehnen—

den Bescheides verurteilt, den Tod des Ehemannes der Klä—

gerin zu 4) als Folge des Arbeitsunfalls vom 22" Mai 4965
anzuerkennen und den Klägern die gesetzliChen Hinterbliebe—

nenbezüge zu gewähren (Urteil vom 44° März 4967)°

Gegen dieses Urteil.hat die Beklagte Revision eingelegt°

Sie rügt die Verletzung der in der gesetzlichen Unfallver—

sicherung geltenden Kausalrechtsnorm und der Vorschriften

der 55 405, 428 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch das
Berufungsgericht° Sie führt_dazu aus: Das LSG habe die seiner

freien richterlichen Beweiswürdigung gesetzten Grenzen bei

der Feststellung überschritten, daß die plötzliche Alko-

holabstinenz im Krankenhaus das zum Tode führende Delirium

des Ehemannes der Klägerin zu 4) verursacht habeo Das Beru-

fungsgericht habe dabei auf die übereinstimmenden Ausfüh-

rungen der im Verwaltungs— und Gerichtsverfahren gehörten

Sachverständigen verwiesen° Dabei habe es das Gesamtergebnis

des Verfahrens nicht voll berücksichtigt und deshalb gegen
5 428 Abs° 4 SGG verstoßen° Der im Verwaltungsverfahren ge—

hörte Nervenfacharzt Prof° Dr° P;tätt habe nämlich in seinem

Gutachten vom 2° November 4965 lediglich darauf hingewiesen,

daß es einer vielfach gemachten Erfahrung entspreche, daß

das alkoholische Delir besonders gern nach erzwungener
plötzlicher Abstinenz eintrete° Die v0m LSG gehörten Sach—

verständigen Prof‚ Dro T 11;n„und Prof° Dr„ Hinx;zt*ötten

sich zu dieser Frage überhaupt nicht geäußerto Sie hätten in
ihrem Gutachten abschließend lediglich erklärt, es sei eine
andere Frage, deren Entscheidung aber dem Gericht überlassen

bleiben müsse, ob durch den Arbeitsunfall zwangsläufig in—

folge der notwendigen Abstinenz der delirante Zustand, der

letztlich zum Tode geführt habe, hervorgerufen worden sei°

Lediglich der in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG am
44° März 4967 gehörte Sachverständige Dr, {1332 habe erklärt,
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es sei eine allgemeine nervenärztliche Erfahrung9 daß bei

nicht ganz so schweren Fällen von Alkoholismus gerade eben

Zeiten der Abstinenz zum Auftreten eines Alkoholdolirs

führten; das scheine im vorliegenden Fall auch so gewesen

zu sein° Gegen die nach 5 405 SGG gebotene Sachaufklärungs—

pflicht habe das LSG verstoßen, weil es sich von seinem

sachlich—rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen

müssen, dieser Frage sorgfältiger nachzugehen, und sich

nicht mit der gutachtlichen Äußerung eines Sitzungsarztes

habe begnügen dürfen° Es sei notwendig gewesen? die Sach—
'verständigen Prof° Dr„ D31213 und Prof Dr H“i::jrsowio

Dr° h1232.eingehender darüber zu befragen, ob auch im vor»

liegenden Fall wirklich ein Entziehungsdelirium vorgelegen ‘

habe° Schließlich sei auch die Kausalrechtsnorm vom Beru-

fungsgericht verletzt worden° Der Alkoholismus des Eheman—

nes der Klägerin zu 4) stehe bei lebensnaher Betrachtungs—

weise derart im Vordergrund, daß demgegenüber der Unfall9

der zum Krankenhausaufenthalt und damit zur Alkoholabsti—

nenz geführt habe‚ völlig zurücktrete° Der Alkoholismus

sei derart gewesen‚ daß das zum Tode führende Delirium auch

bei jeder anderen Gelegenheit nicht betriebsbedingter Art9

zB° bei einem anderen privaten, eigenwirtschaftlichen Une

fall, und erst recht bei einem an einen solchen eigenwirt—

schaftlichen privaten Unfall sich anschließenden Kranken—

hausaufenthalt hätte ausbrechen können° Das LSG habe die
Kausalrechtsnorm verkannt‚ weil es nicht hinreichend ge—

klärt habe, ob es sich bei dem Arbeitsunfall um eine Gele—

genheitsursache gehandelt habe;

Die Beklagte beantragt,

‘das Urteil des LSG aufzuheben und die Beru—

fung der Kläger gegen das erstinstanzliche
Urteil abzuweisen,

hilfsweise‚
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die Sache zur erneuten Verhandlung

' und Entscheidung an das LSG zu—

rückzuverweisen° ' '

Die Kläger beantragen„ „}

die Revision der Beklagten als un2uläs—

\.4
sig zu verwerfe(n°

Sie halten das angefochtene Urteil für überzeugend und die

von der Beklagten erhobenen Verfahrensrügen für unbegründet°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung durch Urteil einverstanden"erklärt°

%..
“};;

II

Die Revision der Beklagten ist nicht statthaft°
-f‚ ' li : ' «

Das“LSGhat die Revision nicht gemäß5 162 Abs.,1 Nr; 1 sec
zugelassen° Sie ist daher nur statthaft, wenn entweder ein

Iwesentlicher Mangel des Verfahrens des LSG (@ 162 Abs„ 4
Nr„ 2 SGG) oder eine Gesetzesverletzung bei der Beurteilung

des ursächlichen Zusammenhangs zwischen dem Arbeitsunfall

des Ehemannes der Klägerin zu 1) und seinem Tod (5 462 Abso 1
Nr° 5 SGG) in einer der Vorschrift des 5 164 Abs„ 2 Satz 2

SGG entsprechenden Form gerügt ist und auch vorliegt (BSG 15
450; l, 254, 2565 ?, 268)° Das ist hier nicht der Fall°

Zu Unrecht meint die Revision, das Berufungsgericht habe

die in der gesetzlichen Unfallver$icherung geltende Kausal—

rechtsnorm verkannta weil das Unfallgeschehen neben dem alko—

holiscnaiDelir nur als Gelegenheitsursache zu werten sei°

Von einer Gelegenheitsürsache kann nur gesprochen werden‚

wenn der Tod des Ehemannes der Klägerin zu 4) nach mensch—
lichem Ermessen auch bei jedem anderen nicht zu vermeiden—

den Anlaß außerhalb der betrieblichen Tätigkeit oder ohne
besonderen Anlaß aufgrund des bei ihm festgestellten Alkoho—
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lismus eingetreten wäre; Nur dann würde der ursächliche

.Zusammenhang im Sinne einer wesentlichen Verursachung nach

der in der gesetzlichen Unfallversicherung geltenden Kau—

salrechtsnorm fehlen (vgl° BSG, Urteil vom 150 Dezember

1966 — 2 RU 29/65 — ,
SGb 4967, 559)„ Diese Voraussetzun—

gen sind hier nicht gegeben° Auch die Revision weist zu—

treffend darauf hin‚ daß der Tod des Ehemannes der Klägerin

'zu ?) aufgrund
des bei ihm festgestellten mittleren Alko—

holismus nicht ohne Hinzutreten einer Entziehung des Alko—

hols‚ wenigstens in den nächsten zwölf Monaten, einge—

treten wäre° Für die Entziehung hätte aber nicht jede all—

tägliche Gelegenheit ausgereiCht, sondern es hätte schon,

wie die Revision ebenfalls selbst ausführt, besonderer

Ereignisse9 zB° eines nicht unter Versicherungsschutz ste—

henden Unfalls mit anschließendem Krankenhausaufenthalt,

bedurft° Eine im naturwissenschaftlich—philosophischen

Sinne festgestellte Mitursache eines Unfalls kann aber nur

dann als Gelegenheitsursache angesehen werden? wenn der

durch sie mitverursachte Erfolg jederzeit bei jeder all—

täglichen Verrichtung und nicht nur unter Hinzutreten ganz
besonderer„ nicht alltäglich im eigenwirtschaftlichen Be—

reich auftretender Ereignisse eintreten kann° Als Gelegen—

heitsursache ist die betriebliche Tätigkeit anzusehen‚

wenn beispielsweise bei einem mit einer krankhaften Anlage

zum Bruch behafteten Versicherten durch einen normalen

Vorgang des Pressens oder Hebens bei der Arbeit, der auch

im eigenwirtschaftlichen Bereich sich alltäglich abspielen
kann, eine Schädigung hervorgerufen wird° Die betriebli—

che Tätigkeit ist aber dann nicht Gelegenheitsursache‚

wenn sie nicht zufällig aufgrund der krankheitsbedingten

Anlage zu der Gesundheitsschädigung oder dem Tod des Ver-

sicherten führte‚ sondern in jedem Fall ein nicht alltäg—

liches Geschehen 5 ein Unfall — hinzutreten mu■mrum sowohl

die betriebliche Tätigkeit als auch die krankheitsbeding—

te Anlage — den Alkoholismus — für den Tod des Verletzten
ursächlich zumachen° Das LSG hat deshalb die betriebliche

...7..
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Tätigkeit und den beim Ehemann der Klägerin zu 1) festge—
stellten mittleren Alkoholismus im vorliegenden Fall ohne

Vérletzung der Kausalrechtsnorm als wesentlich mitwirkende

Teilursachen festgestellt„ Die insoweit vorgebrachte Rüge

der Beklagten ist daher nicht geeignet, die Revision gemäß

5 162 Abs° 1 Nr° 5 SGG statthaft zu machen°

Aber auch soweit die Revision die Verletzung von Verfahrens—

vorschriften (55 105, 128 SGG) durch das LSG rügt, muß sie

erfolglos bleiben° 1 l
'

3 ’ „

Die Rüge der Beklagten, das LSG habe bei seiner Feststel—

.lung‚ das Delirium sei durch die aufgrund des Arbeitsunfalls

erfolgte Krankenhauseinlieferung und die dadurch bedingte

plötzlich erzwungene Alkoholabstinenz verursacht worden,.
5 128 SGG verletzt, ist unbegründet° Das Berufungsgericht

hat hierbei die seiner Beweiswürdigung gesetzten Grenzen

nicht überschritten. Zwar hat das LSG im angefochtenen Urteil
(SO 6) zu Unrecht ausgeführt, die im Verwaltungs— und Ge—

richtsverfahren gehörten Sachverständigen Prof° Dr° P;i:x:‚'

Prof“ Dr„ Dit::i/Prof° Dr° Mi■rlt.und Dr° HT:IE%hätten das

Auftreten des Delirs Üübereinstimmend" darauf zurückgeführt‚
daß für den Ehemann der Klägerin zu 1) mit der Einlieferung

ins Krankenhaus zwangsweise eine plötzliche Alkoholabsti—

nenz verbunden gewesen sei° Die Revision weist insoweit zu—
treffend darauf hin, daß die vom Berufungsgericht gehörten
Sachverständigen Prof° Dr° Umx::ü;und Prof„ Dr° M131323in

ihrem Gutachten vom 20° Januar 1967 diese Frage nicht behan—
delt, sondern die Entscheidung hierüber ausdrücklich offen
gelassenhaben° Jedoch konnte sich das LSG — entgegen der
Auffassung der Revision — auf die Ausführungen des im Ver—

waltungsverfahren gehörten Prof° Dr„ 53113: und des vom
LSG gehörten Sachverständigen Dr° Hixxizzberufen° Prof° Dr°
D$zxx:;hat in seinem Gutachten vom 2„ November 1965 (S° 11)

ausgeführt: "Es entspricht einer vielfach gemachten Erfah—

rung, daß das alkoholische Delir besonders gern nach erzwun—
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gener plötzlicher Abstinenz (Entziehungsdelir) eintritt.

Die Aufnahme im Krankenhaus verhinderte hai Herrn G° den

bis dahin gewohnten Alkoholkonsumo" Aufgrund dieser Stel—

lungnahme konnte das LSG sich ohne Verletzung von Denk—

gesetzen auf das Gutachten von Prof° Dr° P::jgg für

seine Schlußfolgerung stützen° Auch die gutachtliche

Äußerung von Dr° Hit:■ läßt erkennen, daß er die vom LSG

wiedergegebene Ansicht hinsichtlich des Auftretens des
Alkoholdeliriums vertn$en hat„ Die Revision gibt in der

Revisionsbegründung (S° 5) die gutachtlichen Äußerungen
des Sachverständigen Dr„ Hüü:1:— ebenso wie die des Prof°

Dr° Eg;;;x — nur unvollständig und dadurch mißverständlich

wieder° Dr° Hii;;;hat nämlich im Zusammenhang erklärt, es
entSpreche der allgemeinen nervenärztlichen Erfahrung,

"daß bei nicht ganz so schweren Fällen von Alkoholismus

gerade eben Zeiten der Abstinenz zum Auftreten eines Al-

koholdelirs" führten° Der Sachverständige fährt dann fort:
"Das scheint im vorliegenden Fall so gewesen zu sein‚ da

sich aus allen vorliegenden Akten zwar Hinweise auf einen

gewissen Alkoholabusus ergeben, nicht aber dafür, daß der

Ehemann der Klägerin über längere Zeit hindurch sich in

einem Rauschzustand befunden hat"° Das Berufungsgericht

konnte sich 50mit für seine Feststellung9 daß die mit der

Einlieferung ins Krankenhaus zwangsweise verbundene plötz—

liche Alkoholabstinenz den Tod des Ehemannes der Klägerin

zu 1) verursacht habe, auf die übereinstimmenden Gutachten

des von ihm gehörten Sachverständigen Dr° Pt:;: and des im
Verwaltungsverfahren gehörten Prof„ Dr° P£:it■yberufen„

Dabei ist es unschädlich, daß die Professoren Dr° ■i■iil„

nicht geäußert haben° Jedenfalls sind sie nicht zu einer

gegenteiligen Schlußfolgerung gekommen, sondern haben aus—

drücklich die Entscheidung dem Gericht anheimgegeben° Wenn

dann aber, wie im vorliegenden Fall‚ das Berufungsgericht

einen weiteren Sachverständigen — hier Dr„ H IÜZL— zu der

Zusammenhangsfrage hört und dieser ausdrücklich den ein—

_ 9 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9__.
i
\

getretenen Tod auf die durch}die Einlieferung in das Kranken-

haus bedingte Alkoholabstinenz zurückführt, so hat das LSG’

angesichts des Gesamtergebnisses des Verfahrens bei sei—

ner Beweiswürdigung nicht die dafür nach 5 128 Abs° 1 SGG

gesetzten Grenzen überschritten° Auch unter Berücksichtigung

des Gutachtens von Prof° Dr° Tönnis und Prof" Dr° Müller

ist die Schlußfolgerung des LPG im Rahmen einer freien Be—

weiswürdigung nach 5 128 SGGmöglich°

Schließlich geht auch die Rüge der Revision fehl, das Beru—

fungsgericht habe seine Sachaufklärungspflicht (@ 105 SGG)

verletzt° Diese Rüge entspricht schon nicht der nach

5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG vorgeschriebenen Form° Die Revision
'hat nämlich nicht im einzelnen dargelegt„weshalb sich

das LSG von seinem sachlich—rechtlichen Standpunkt aus

gedrängt fühlen mußte, die Professoren Dr° Tönnis und

Dr° Müller sowie den Sachverständigen Dr° Harms noch weiter

zu befragen, ob auch im vorliegenden Fall wirklich ein
Entziehungsdelirium vorgelegen habe° Hier hätte die Revi—
sion im einzelnen die Tatsachen belegen müssen, aus denen

heraus sich das Berufungsgericht hätte veranlaßt sehen müs—

sen, eine solche ergänzende Befragung vorzunehmen, nachdem

der Sachverständige Dr° Hilll die Frage bereits ausdrück—
lich neben dem im Verwaltungsverfahren gehörten Prof„ Dr„
P3■1139bejaht hatte und die Professoren Dr„ TC33;gyund
Dr° Mä■■ltpin ihrem Gutachten dem Gericht die Entscheidung

dieser Frage anheimgestellt hattenn

‘
Nach allem sind die von der Beklagten vorgebrachten Rügen

nicht geeignet, die Revision gemäf @162 Abs° 1 Nr° 2 und

_lqo
„
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Nr„ 5 SGG statthaft zu machen„ Die Revision der Be—

klagten muß deshalb als unzulässig verworfen werden

(€ 469 SGG)„ ' '

Die Kostenentscheidungfblgt aus 5 495 SGG°
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